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Berlin, 06. Dezember 2009

Stopp des Gewässerverkaufs kann nur
erster Schritt sein

Dr. Dagmar Enkelmann (DIE LINKE): Gesetzliche Pflicht der
BVVG zum Privatisieren muss weg

„Es ist fatal, dass sich Bundesregierung und BVVG offenbar über den Willen
von Bürgerinitiativen, Kommunen und vielen anderen Engagierten in
Ostdeutschland hinwegsetzen und 2010 die Verkäufe von Gewässern
fortsetzen wollen“, erklärt die Bundestagsabgeordnete Dr. Dagmar
Enkelmann (DIE LINKE) angesichts der aktuellen Entwicklungen.

Enkelmann weiter: „Es kommt jetzt zum einen darauf an, den öffentlichen
Druck gegen die Gewässerprivatisierung weiter zu erhöhen. Das
Verkaufsmoratorium muss bis zu einer Neuregelung im Interesse der
ostdeutschen Bürgerinnen und Bürger bestehen bleiben. Zum anderen gilt es
vor allem, in den gesetzlichen Grundlagen der BVVG endlich den
Privatisierungsauftrag, der letztlich auf den Verkauf an den Meistbietenden
hinausläuft, zu streichen. Dieser wirkt sich bei Gewässern, aber auch bei der
Nutzung von Wäldern und anderen Flächen zum Nachteil der öffentlichen
Hand und der Unternehmen in Ostdeutschland aus. Um das zu ändern, wird
die Fraktion DIE LINKE im Bundestag Anfang 2010 entsprechende
parlamentarische Initiativen auf den Weg bringen.“


